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Lambeth, im Oktober 1864 eine zweite nocb gelungenere in Nordlondon 
statt. Andere Tbeile der Hauptstadt und die Frovinzialstädte folgten 
nach. Im August 1866 soll in der „Agricultural Hall" in London eine 
allgemeine Arbeiter -Landesindustrieausstellung stattfinden. Der Ge- 
danke dieser Arbeiterausstellungen scbeint dem Verdruss der Arbeiter 
darttber entsprungen zu sein, dass die grossen Ausstellungen von 1851 
und 1862 als ein Werk „des Kapitals" bewundert wurden. Es sollten 
auch die Werke der einzelnen Arbeiter, welche durch persönliche Ge- 
schicklichkeit sich auszeichnen, zur Erscheinung kommen, die tüchtigsten 
Arbeiter dadurch kenntlich, den Arbeitern selbst etwaige Mängel ihrer 
persönlichen Arbeitskraft zum fiewusstsein gebracht werden. Es zeigte 
sich sofort wieder, dass die englische Handarbeit, was Solidität und 
mechanisches Geschick betrifft, unübertrefflich ist, dagegen, was wissen- 
schaftlich rationelle Bildung, artistischen Geschmack, gutes und originelles 
Zeichnen anbelangt, sehr viel nachzuholen hat. So knüpfen denn die 
seit 1851 und 1862 so regen Bestrebungen einer Verbesserung der 
technisch-artistischen Bildung der arbeitenden Klassen auch an die 
Arbeiter-Industrieausstellungen an, welche, wie Plummer andeutet, zwar 
vielfach Plunder- und Curiositäten- Sammlungen waren, in ihrer Weise 
aber doch einen Beitrag zu der grössten Aufgabe der Neuzeit, der 
Hebung des 4. Standes, leisten können. — Eine Akte vom J. 1865 unter- 
stützt die Ausstellungen durch Patentschutz der originellen Artikel und 
Zeichnungen. 



5) Gesezgebung, Verwaltung, Staatsverträge. 

Berathung der Maasregeln gegen die Binderpest in Preussen. 
Auch in Preussen hat die Binderpest in neuester Zeit die Aufmerksam- 
keit der Verwaltung in vollem Masse auf sich gezogen, und es wird ge- 
wiss von nicht geringem Interesse sein, auf die neuesten Massnahmen 
und Erörterungen, die sich auf dieselben beziehen, hier einen Blick zu 
werfen. Dasjenige Organ , welches speciell mit dieser und ähnlichen 
Aufgaben zu thun hat , ist das Landes-Oekonomie- Collegium. 
Dasselbe ist seit 1842 errichtet, seit 1848 dem durch allerh. Erlass vom 
25. Juni 1848 hergestellten Ministerium für landwirtschaftliche Ange- 
legenheiten untergeordnet , und besteht aus zwei Theilen. Den ersten 
Theil bilden die ordentlichen Mitglieder (Präsident, Generalsecretär und 
Ministerialrätbe, sowie andere Fachmänner in Berlin) , den zweiten die 
ausserordentlichen (Mitglieder und namentlich Correspondenten in den 
verschiedenen Landestheilen, sowie die Präsidenten und Directoren der 
verschiedenen landwirtschaftlichen Centralvereine in den Provinzen). 
Der Geschäftsgang ist durch das Regulativ vom 24. Juni 1859 genau 
bestimmt. Man hält wöchentliche Sitzungen und bildet durch die Vereini- 
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gung wissenschaftlicher, praktischer und amtlicher Elemente den eigent- 
lichen Kern der Landwirthschaftspflege in Preussen. Dies Landes-Oeko- 
nomie - Collegium hat nun im Februar die Frage der Rinderpest in 
eingehender, die ganze Monarchie umfassender Weise einer Berathung 
unterzogen. 

Die Grundlage der letzteren war eine Denkschrift des land- 
wirthschaftlichenMinisteriums über die Rinderpest und nament- 
lich über das Hauptmittel sie zu bekämpfen, die Organisirung der Ent- 
schädigung des durch dieselbe entstehenden Schadens. Bezüglich 
dieser zweiten Frage constatirt die Denkschrift, dass die Entschädigungs- 
frage gesetzlich bisher nur regulirt sei in den Provinzen Preussen und 
Posen durch das Patent vom 2. April 1803, und in Schlesien durch das 
Versicherungsgesetz vom 30. Juni 1841. Gegenwärtig bedrohe die Cala- 
mität aber nicht nur die genannten Provinzen, sondern das ganze Land : 
es wäre mitbin Vorsorge zu treffen, dass bei einer etwaigen Einschleppung 
in solche Provinzen , für welche die Entschädigungsfrage nicht schon 
regulirt ist. eben dieser Regulirung Hindernisse nicht im Wege stehen. 
Diese Vorsorge sei in sofern getroffen, als für die westlichen Provinzen 
die Uebernahme der Entschädigung für getödtetes Vieh auf die Staats- 
casse angenommen werden wird. Weiter heisst es dann in der Denk- 
schrift : Die bei den Eruptionen in den Jahren 1856 ff. gemachten Erfah- 
rungen haben die Mängel der eigentlichen Seuchen- wie der Versi- 
cherungsgesetzgebung in das Licht gestellt. An jener Epizootie- 
gesetzgebung ist erkannt, dass sie auf der unzutreffenden Voraussetzung 
der Heilbarkeit der Pest beruhe, und darauf hin eine Reihe von Vorschrif- 
ten enthalte, welche die ganz unerlässliche sofortige Zerstörung des 
Krankheitsherdes unmöglich machen oder doch erschweren. Es ist nicht 
minder erkannt, dass es sich nicht mehr um „Steppenvieh" und um 
die Interessen der „östlichen Provinzen" allein handle. An der Versi- 
cherungsgesetzgebung aber ist vornehmlich zu desideriren gewesen: 
a. im Hinblick auf die in dem Patente von 1803 für das Tödten des 
Viehes zu eng gezogenen gesetzlichen Grenzen , die Beschränkung der 
Versicherung auf das nach gesetzlicher Vorschrift getödtete Vieh (in 
den schlesischen Versicherungsverbänden wird nach dem Gesetz von 
1841 auch für das an der Rinderpest gefallene Vieh entschädigt) ; b. die 
unbeschränkte Willkür der Kreistage, den höchsten und den niedrigsten 
Versicherungssatz zu limitiren ; c. der Mangel fester alljährlich zu ent- 
richtender Prämien, die allein die Schaffung eines bei jeder Eruption 
paraten Reservefonds möglich machen. 

Die Revision ist durch das betreffende Ministerium eingeleitet und 
dem Vernehmen nach dem Abschlüsse nahe. 

Für die Versicherungs-Gesetzgebung ist nicht minder bedeutungsvoll 
die Thatsache, dass die gänzlich veränderten Verkehrs- und Viehhandeis- 
Verhältnisse nicht mehr einzelne Grenzprovinzen , sondern mehr oder 
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weniger die ganze Monarchie betheiligt erscheinen lassen. Für diese 
Gesetzgebung handelt es sich um folgende Hauptfragen: 1. Soll sie 
überhaupt verlassen werden und soll der Staat als solcher alle Ent- 
schädigungen übernehmen'? 2. Im Falle der Verneinung, soll die Ver- 
sicberungs - Gesetzgebung auf das ganze Land ausgedehnt werden? 
3. Sollen die Viehbesitzer des ganzen Landes eine Versicherungs - Ge- 
sellschaft bilden, oder sollen die Gesellschaften mit den Provinzen reep. 
den Regierungsbezirken abschliessen ? 4. Soll alles Vieh: Zuchtvieh, 
Mastvieh, Jungvieh herangezogen werden ? (Jungvieh unter einem Jahre 
und Vieh zur Mast und zum Handel ist nach dem Gesetz von 1841 für 
Schlesien von der Versicherung ausgeschlossen.) 5. Sollen alle Verluste : 
die vom gefallenen , im kranken und im gesunden Zustande freiwillig 
oder auf obrigkeitliche Anordnung getödteten Vieh überhaupt und even- 
tuell mit gleichmässigen oder verschiedenen Sätzen entschädigt werden ? 
6. Sollen feste Prämien gezahlt oder erst nach jedem Eruptionsfalle 
die Entschädigungen repartirt werden? soll — eventuell provinzenweis 
— eine feste Prämie nur bis zur Beschaffung eines Reservefonds erho- 
ben werden? Daneben aber bleibt eingehend zu erörtern, ob, wie von 
einer Seite her behauptet wird, die gegenwärtige Lage der Gesetzgebung 
in der That eine so ungenügende ist, dass schon angesichts der jetzt dro- 
henden Gefahr unumgänglich gesetzgeberische Schritte erforderlich sind. 
Das Resultat der Berathungen des Landes - Oekonomie - Collegiums 
ging dahin, dass in Bezug auf Frage 1 die Uebernahme der Entschädi- 
gung von Seite des Staates verneint, in Bezug auf Frage 2 und 3 em- 
pfohlen wurde, dass das ganze Land eine Gesammt- Versicherungs-Ge- 
sellschaft bilde , welche jedoch nach den Provinzen gegliedert werde, 
und dass jede Provinz zunächst die Entschädigung in ihren Grenzen 
aus eigenen Mitteln zu leisten habe, dass aber, nachdem ein gewisser 
Percentsatz des Gesammt - Viehwerthes in der betreffenden Provinz 
erreicht sei , die übrigen Provinzen eine Rückversicherung zu leisten 
hätten. In Bezug auf Frage 4 wurde vorgeschlagen, für alles Rindvieh 
ohne Ausnahme eine Entschädigung eintreten zu lassen; in Bezug auf 
Frage 5 eine volle Entschädigung zu gewähren, und in Bezug auf Frage 
6 nicht fortlaufende Prämien, wenn auch keine Eruption ist, zahlen zu 
lassen, dagegen durch sofortige Einziehung eines einmaligen Beitrages 
einen Fundationsfond zu gründen, um bei einem Ausbruch der Seuche 
sogleich die erforderlichen Mittel, ihr entgegentreten zu können, bei 
der Hand zu haben. Bei einer Eruption sind jedoch fortlaufende Bei- 
träge zu zahlen. (Austria 12. Febr. 1866.) 



— Rinderpest in England. — Nach vielem Streit hat sich der 
Ministerrath (Privy Council) entschlossen, im Wege der Verordnung vom 
24. März 1866 die Rinderpest zu bekämpfen. Die Verordnung ist zwar 
nur für England und Wales gültig. Die Grundlagen derselben sind: 
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1. Tbeil : jede örtliche Behörde (locäl authority) soll von Zeit zu Zeit 
Inspectoren aufstellen, welche die Verordnung selbst in Vollziehung zu 
bringen haben. Der 2. Theil enthält die eigentlichen Vorschriften. 
Diese beruhen auf der Pflicht jedes Einzelnen zur Anzeige; Trennung 
des kranken Vieh's vom gesunden ; Tödtung und abgesonderte Begrabung 
desselben; Reinigung der inficirten Ställe und vom Dunger; Verbot der 
Triftung bei Nacht; Vorschrift einer Licence für jede Triftung; Ver- 
bot der Versendung von thierischen Producten ohne genauen Verschluss ; 
Erklärung der gefährlichen Gegenden als „angesteckt"; Verbot jedes 
Viehmarktes bis zum 1. Juni; strenge Aufsicht auf den Verkehr über- 
haupt. (Austria.) 

Organisation im französischen Finanzministerium. — Die 
Stellen des Generaleinnehmers und des Zahlmeisters in jedem De- 
partement werden von nun an mit einem Beamten, welcher den Titel 
„tr6sorier-payeur" führt, besetzt werden. Der „träsorier" steht zu den 
vorgesetzten Behörden in denselben Beziehungen, wie bisher Einnehmer 
und Zahlmeister und beträgt der Gehalt in drei Abstufungen 6000, 9000 
und 12000 Fr. Aspiranten auf eine derartige Stelle dritten Ranges müssen 
10 Dienstjahre (5 davon bei der Finanzverwaltung), solche für die 2. 
und 1. Klasse 4 Dienstjahre als Scbatzzahlmeister der 3. Klasse nach- 
weisen. 

Dekret vom 21. November 1865. (Mon. No. 329, v. J. 1865.) 



— e. Brodtaxen. — Wegen Aufhebung der Brodtaxen wird in 
Württemberg vielfach geklagt. 

Die Stuttgarter Handelskammer spricht sich hierüber (Bericht 
für 1864, S. 149 ff.) in der folgenden bemerkenswerthen Weise aus: 

„In unserm letzten Jahresberichte haben wir der Klagen erwähnt, 
welche im Jabr 1863 über die zu den Getreidepreisen ausser Verhältniss 
stehende Höhe der Brodpreise laut geworden sind. Diese Klagen 
sind im vorigen Jahre noch stärker hervorgetreten und haben da und 
dort die Abschaffung der Brodtaxe bedauern lassen und den Ge- 
danken an Wiedereinführung derselben nahegelegt, wie sie denn an 
manchen Orten noch fortbesteht. Der Gegenstand ist daher an ver- 
schiedenen Orten in den Gemeinderathskollegien zur Sprache gekommen, 
und wir erfahren aus einer grössern Stadt, dass man ernstlich daran 
denkt, die Brodtaxe wieder einzuführen, wenn die Bäcker bei dem fort- 
während niederen Stande der Getreidepreise ihre hohen Brodpreise fest- 
halten sollten. Hiebe! trifft es sich, dass die Aufhebung der Taxe auch 
anderwärts die erwarteten Resultate nicht gehabt hat. In 166 Städten 
Frankreichs bestand neben der Gewerbefreiheit die Brodtaxe bis zum 
1. Sept. 1863. Von da an gab die Regierung das Bäckergewerbe frei 
und hob die Taxe auf. Als aber im vorigen Herbst der Seinepräfekt 
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seinen Bericht über die Pariser Bäckerei erstattete, sah er sich nicht 
in der Lage, über die Ergebnisse der Aufbebung der Taxe Günstiges 
berichten zu können, indem er erklärte, dass das Brod, trotz der nie- 
drigeren Getreidepreise, nicht wohlfeiler, sondern tbeurer geworden sei. 
Er berechnete den Gewinn, den die Bäcker vom 1. Sept. 1863 bis 
30. Aug. 1864 gemacht , auf 9 Millionen Franken und Hess nicht un- 
deutlich merken, dass es wieder zur Taxe kommen könnte. In Zürich 
wurde die Mehl- und Brodtaxe wieder eingeführt, nachdem sie früher 
aufgehoben war. 

„Als Gründe für die auffallende Erhöhung der Brodpreise führen 
die Bäcker an : die grösseren Bäckereikosten (Steigerung der Arbeits- 
löhne, der Miethen und Gebäudesteuer), den Mangel an Wasser in den 
Mühlen und die Aufhebung des selbst bei röschgebackenem und nur 
1 '/»pfundigem Brode früher gesetzlichen Abmangels. Hiegegen ist jedoch 
zu bemerken, dass Holz, Löhne etc. nicht erst seit Aufhebung der Taxe, 
welche an den meisten Orten, wo sie stattfand, in Verbindung mit der 
Einführung der Gewerbefreiheit am 1. Mai 1862 vorgenommen wurde, 
im Preise gestiegen sind, sondern schon seit 1856 zu steigen anfingen 
und fast die heutige Höhe schon zu einer Zeit hatten, wo noch überall 
die Taxe bestand. Auch wurde in Stuttgart bei Berechnung der Backun- 
kosten der allgemeinen Preissteigerung sattsam Rechnung getragen. Bei 
der früheren Taxirung in Stuttgart wurde angenommen, dass 100 Pfd. 
Kernen 82 Pfd. Mehl geben, aus dem 140 Pfd. Brod bereitet werden; 
der Fabrikationspreis für 100 Pfd. Mehl, der früher 54 kr. betrug, 
wurde allmälig auf 1 fl. 17 kr. , also um 42.6°/o hinaufgesetzt. Da in- 
dessen die Bäcker behaupteten, dass 100 Pfd. Kernen nur 80 Pfd. gutes 
Mehl geben und dass der Fabrikationspreis für 100 Pfd. Mehl auf 1 fl. 
30 kr., also um 60.C%.binaufgesetzt werden müsse, ergab sich dennoch, 
dass der 6pfündige Laib Kernenbrod vom 8.— 20. Aug. v. J. um 2 kr., 
vom 20. Aug. bis Anfangs Nov. um 1 kr., von da bis Ende Dezember 
um 2 kr. , und Ende Januar 1865 um 1 kr. theurer von den Bäckern 
verkauft wurde, als die Berechnung auf Grund der laufenden Getreide- 
preise und obiger Fabrikationskosten (in welchen natürlich die Ge- 
winnrate bereits eingerechnet ist) ergab. Niemand wird nun behaupten 
wollen, dass Holz, Löhne etc. um 6G°/o aufgeschlagen hätten, und weder 
der vorübergehende Wassermangel der Mühlen , noch die Aufhebung 
des gesetzlichen Abmangels rechtfertigt obige Brodpreise. 

„Wie ungleich sich die Brodpreise seit Aufhebung der Taxe an 
einem und demselben Orte gestaltet haben , zeigt ein Beispiel aas 
Reutlingen. Nach den Schrannenzettelu der vorausgegangenen Monate 
würde sich der Preis nach der früheren Taxirung stellen: 

im März 1864. im Sept. 1864. im Jan. 1865. 
für 8 Pfd. w e i s s Brod auf 

26 kr. 26 kr. 22 kr. 

Zeitiehr. 1. Siaac*,». ist;«. 111. Hell. 30 
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im März 1864. im Sept. 1864. im Jan. 1865. 


es verkauften aber die Bäcker: 




18 um 30 kr. 15 um 30 kr. 1 


um 30 kr. 


47 um 28 kr. 46 um 28 kr. 11 


um 28 kr. 


2 um 26 kr. 1 um 26 kr. 49 


um 26 kr. 


für 8 Pfd. schwarzes Brod auf 




22 kr. 22 kr. 


18 kr. 


es verkauften aber die Bäcker: 




5 um 28 kr. 1 um 28 kr. 


4 um 26 kr. 


23 um 26 kr. 17 um 26 kr. 


14 um 24 kr. 


35 um 24 kr. 41 um 24 kr. 


39 um 22 kr. 


1 um 20 kr. 1 um 22 kr. 


3 um 20 kr. 


1 um 20 kr. 




1 Kreuzerwecken sollte wägen: 




6 Lth. 3 Qt. 6 Loth 2 Qt. 7 Lth. 3 qt. 


er wog dagegen bei 




1 Bäcker 5'/> Lth. 1 Bäcker 5*/« Ltb. 2 Bäckern 5V» Lth. 


7 „ 5 „ 4 „ 5 3 


„ 6«/« n 


26 , 4»/4 „ 16 „ 4% „ 32 


» 5 n 


22 „ 4»/i . 33 „ 4»/* , 13 


, 4% , 


10 „ 4V« ., 11 „ 4>/4 „ 11 


» 4>/» . 


2 „ 4 „ 1,4, 3 


„ *'/4 n 


„Wenn nun aber auch die obigen Preise der f rü 


heren Taxe 



für heute kein Massstab sein können, so lässt sieb doch für die exor- 
bitanten Preisunterschiede bei den einzelnen Bäckern eine zureichende 
Erklärung nicht finden — denn die Qualitäten gehen so weit nicht 
auseinander. Die Reutlinger Handelskammer sagt daher nicht zu viel, 
wenn sie ausruft: das consumirende Publikum sehe sich schutzlos der 
Willkür der Bäcker preisgegeben. 

„So weit uns Notizen aus Städten, welche die Brodtaxe beibehalten 
haben, zu Gebot stehen, so ergiebt sich daraus, dass das gleiche Gewicht 
weiss Brod gegen den Preis in Stuttgart durchschnittlich um ca. 10 — 20°/o 
niedriger steht. In einer Stadt mit Taxe stellten sich 6 Pfd. weiss 
Brod 16 1 /» kr. , die zur gleichen Zeit in Stuttgart 22—23 kr. kosteten. 
Ebendaselbst wog 1 Kreuzerwecken 7 Loth, in Stuttgart 4 Loth. 

„Erwägt man, dass das Bäckereigewerbe, trotz des geringen Auf- 
wandes von Arbeit und Productionsmitteln und bei stets baarer Be- 
zahlung für die verkaufte Waare, also mindestens zwölfmaligem Umschlag 
des Betriebskapitals zu den niedrigst besteuerten Gewerben gehört, und 
dass es von den niedrigen Getreidepreisen , die demLandwirth 
bei einem weitaus grössern Aufwand für Instand- 
haltung seiner Betriebsmittel und für Arbeit kaum 
die Kosten ersetzen, allein Nutzen zieht, so hat man allen 
Ernstes daran zu denken, bevor man zur Wiedereinführung der Taxe 
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sich entschliesst , die Bäcker zu einer billigeren Behandlung des Pu- 
blikums zu ermahnen und durch Einrichtung von Brodschiannen, sowie 
durch eine allgemeine Vorschrift , das Brod jedem Abnehmer vorwägen 
zu müssen , und durch jedes Mittel , welches die Zufuhr von Aussen 
erleichtern kann, die Konkurrenz zu vermehren. In Marseille, wo, wie im 
übrigen Frankreich, die Taxe officiel aufgehoben ist, bedient sich die Be- 
hörde einer of f i ci ö se n Taxe, indem sie von Zeit zu Zeit den Fabrikations- 
preis des Brodes berechnet und veröffentlicht, ohne den Bäcker daran zu 
binden. Dagegen hält sie eine Brodschau und veröffentlicht auf 
Grund derselben die Namen aller derjenigen Bäcker, welche das Brod 
unter der officiösen Taxe verkaufen. Die städtische Behörde in Reut- 
lingen veröffentlichte längere Zeit im Amtsblatt nur die Zahl der Bäcker, 
welche über und unter dem officiösen, d. b. nach gehörigem 
Anschlag der Fabrikationskosten berechneten Preise, das Brod ver- 
kauften. Seit einiger Zeit ist die Einrichtung getroffen , dass die 
Namen der einzelnen Bäcker und der Preis ihres Brodes aus einer an 
der Fruchthalle angehängten Liste zu ersehen sind. Da das Amtsblatt 
in den meisten Häusern gelesen wird , zur Fruchthalle aber ein beson- 
derer Gang zu machen ist, um die Namen der Bäcker zu erfahren, 
welche das Publikum am wohlfeilsten und welche es am theuersten be- 
dienen, so ist es rathsam, die Namen auch im Amtsblatt zu 
veröffentlichen. 

„Die Reut li nger Handelskammer schliesst ihre Bemerkungen 
mit den Worten: 

„„So drängt sich uns die Frage der Wiedereinführung der Taxe 
wieder von Neuem auf. Und wenn man zugiebt, dass infolge der höhern 
Holzpreise und Arbeitslöhne die Taxe eine Aenderung erleiden muss, 
so kann man andererseits von den Bäckern dasselbe fordern , was die 
erhöhten Material- und Arbeitspreise jedem andern Gewerbetreibenden 
von selbst nahe legen : dass sie nämlich zu Betriebseinrichtungen sich 
entschliessen , welche den Anforderungen der Neuzeit entsprechen, und 
mittelst welcher die vermehrten Fabrikationskosten, ganz wie in anderen 
Fabrikationszweigen, wieder ausgeglichen werden können. Die Bäcke- 
reieinrichtungen sind fast durchgängig noch dieselben wie vor hundert 
und mehr Jahren, obgleich für die Verarbeitung des Teiges einfache 
und wohlfeile Apparate vorhanden und in der Einrichtung der Oefen 
wichtige Verbesserungen gemacht worden sind."" 
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